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Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, sobald wie möglich einen 
Gesetzentwurf zur Erneuerung des Staatsschutzstrafrechts ein- 
zubringen. Dieser Entwurf wird auch Vorschläge zur Locke- 
rung des Verfolgungszwanges bei gewissen Staatsschutzdelik- 
ten enthalten. Die Lockerung wird nicht in Aussicht genommen, 
um Präzisierungen des materiellen Rechts auszuweichen. Diese 
Präzisierung ist Sache der Reform des materiellen Staatsschutz- 
strafrechts, deren Notwendigkeit die Bundesregierung bejaht. 
Die Lockerung des Verfolgungszwanges dient der Lösung an- 
derer wichtiger Probleme, die im Rahmen des materiellen 
Rechts nicht gelöst werden können. Eine noch so enge Fassung 
der Staatsschutzvorschriften kann die Schwierigkeiten nicht 
beseitigen, die in einer Reihe bekannter Fälle der letzten Zeit 
aufgetreten sind. Hier muß es bei einer Abwägung zwischen 
dem Interesse an der Strafverfolgung und einem ihr entgegen- 
stehenden öffentlichen Interesse anderer Art möglich sein, von 
Strafverfolgung abzusehen, wenn das entgegenstehende öffent- 
liche Interesse überwiegt. 

Zu 2. 

Der Entwurf der Bundesregierung wird sich dafür aussprechen, 
daß der geringere Unrechtsgehalt des sogenannten publizisti- 
schen Landesverrats durch eine differenzierende Ausgestaltung 
der Straftatbestände über den Schutz von Staatsgeheimnissen 
berücksichtigt wird. 
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Zu 3. 

Die Bundesregierung sieht sich zu ihrem Bedauern nicht in der 
Lage, ihren Entwurf schon innerhalb der nächsten drei Monate 
einzubringen. Sie muß den Entwurf nach Fertigstellung im Bun- 
desjustizministerium zunächst den übrigen beteiligten Bundes- 
ressorts, den Landesjustiz- und -innenverwaltungen sowie dem 
Bundesgerichtshof und dem Generalbundesanwalt mitteilen. 
Diesen Stellen muß eine angemessene Frist zur Prüfung und 
Stellungnahme eingeräumt werden. Schließlich müssen die 
Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes, die Truppen in der 
Bundesrepublik Deutschland stationiert haben, konsultiert wer- 
den, da ihr Schutz, wie sich aus Artikel 7 des Vierten Straf- 
rechtsänderungsgesetzes vom 11. vJuni 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S, 597) ergibt, auch von der Ausgestaltung der innerdeutschen 
Staatsschutzvorschriften abhängt. 

Die Bundesregierung wird dennoch bemüht sein, den Entwurf 
sobald wie möglich einzubringen. 

Zu 4. 

Es handelt sich hier um ein besonders komplexes und schwie- 
riges Problem. Das geht schon aus der Denkschrift hervor, die 
in der 1. Wahlperiode der damalige Bundesminisler der Justiz 
Dr. Dehler auf eine Entschließung des Bundestages vom 
11. Juni 1951 (Protokoll über die 160. Sitzung S. 6485 D; vgl. 
dazu Umdruck 269 Nr. 4) dem Bundestag am 30. Oktober 1951 
zu diesem Thema vorgelegt hat (Az. 4000/1 — 27 883/51; vgl. 
Protokoll der 175. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
15. November 1951 S. 7170 D). Die Denkschrift schildert ein- 
gehend die mit der Schaffung eines zweiten Rechtszuges in 
Hoch- und Landesverratssachen verbundenen Schwierigkeiten 
und enthält auch Vorschläge zur Lösung des Problems. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Frage im Rahmen 
der großen Strafverfahrensreform gelöst werden sollte. 


Dr. Jaeger 
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